Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Zukunftsprogramm „Eine Welt“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die bundesdeutsche und internationale Entwicklungspolitik 
berührt nur einen kleinen Ausschnitt der vielschichtigen Bezie- 
hungen zwischen den armen und reichen Ländern der Welt. 
Viel entscheidender als die sog. Hilfe sind die Weltwirtschafts- 
strukturen, die die hochindustrialisierten Staaten seit Jahrhun- 
derten zur einseitigen Durchsetzung ihrer Interessen gestalten. 
Die Ausplünderung der ärmeren und schwächeren Staaten 
durch Handel, Direktinvestitionen und Finanzbeziehungen 
beruht auf einem System offener und verdeckter Gewaltaus- 
übung in den internationalen Beziehungen. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland profitiert als eines der wirt- 
schaftlich mächtigsten Länder in besonderer Weise von der 
ungleichen und ungerechten Verteilung der Vorteile in der 
Weltwirtschaft. Die Politik der Bundesregierung sichert das 
Gewinnstreben bundesdeutscher Unternehmen in der sog. 
Dritten Welt ab, u.a. durch Hermes-Bürgschaften, sog. Kapital- 
schutzabkommen und Doppelbesteuerungsabkommen. 

3. Daraus folgt, daß die Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Armen und Ärmsten in den Staaten Lateinamerikas, Asiens 
und Afrikas nur durch grundlegende strukturelle Änderungen 
der weltwirtschaftlichen Beziehungen zu erreichen ist. Die 
größte entwicklungspolitische Verantwortung liegt darin, die 
aggressive Durchsetzung bundesdeutscher Interessen in den 
sog. Entwicklungsländern durch Veränderungen der politi- 
schen und wirtschaftlichen Machtverhältnisse bei uns zu ver- 
hindern. Zu den erforderlichen Anpassungsschritten auf unse- 
rer Seite gehören z.B. tiefgreifende Umstellungen in Produk- 
tion und Verbrauch nach ökologischen und sozialen Kriterien. 

4. Entwicklungshilfe macht nur dann Sinn, wenn sie für einen 
gemeinsamen und wechselseitigen Lernprozeß eingesetzt 
wird. Die ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Probleme 
der bundesdeutschen Gesellschaft sind derart massiv, daß wir 
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Hilfe und Ratschläge von außen dringend brauchen. Viele 
Basis- und Aktionsgruppen in Lateinamerika, Asien und Afrika 
sind uns in diesen Punkten überlegen. Entscheidend ist des- 
halb in der Entwicklungspolitik nicht der einseitige Ressour- 
centransfer, sondern — gerade auf der Seite der materiell Bes- 
sergestellten — die Bereitschaft, eigene Fehlentwicklungen 
durch den gleichberechtigten Dialog mit anderen Kulturen zu 
erkennen und zu korrigieren. 

5. Von besonderer Bedeutung für das Überleben und Wohlerge- 
hen der meisten Menschen in der Dritten Welt ist eine sofort 
wirksame, gerechte Entschuldungsstrategie. Die Bundesregie- 
rung und die bundesdeutschen Wirtschaftsinteressen spielen 
ihre Macht auf bilateraler Ebene und in den multilateralen 
Institutionen (z.B. Internationaler Währungsfonds und Welt- 
bank) mit dem Ziel aus, die Schulden und Zinsen einzutreiben. 

Der Deutsche Bundestag fordert einen umfassenden Schulden- 
erlaß für die Länder Lateinamerikas, Asiens und Afrikas, der in 
erster Linie aus den Gewinnen der Geschäftsbanken während 
der letzten Jahre zu finanzieren ist. Auch die Bundesregierung 
ist bei dem Schuldenerlaß gefordert. Sie soll ihre Forderungen 
aus Entwicklungshilfekrediten und Schadenszahlungen für 
Hermes-Bürgschaften streichen. 

6. Die Entwicklungspolitik der Bundesregierung ist weitgehend 
zur offenen Exportförderung geworden (Stichworte: Mischfi- 
nanzierung und Lieferbindung). Dabei kommt die Exportsub- 
ventionierung fast ausschließlich bundesdeutschen Großkon- 
zernen mit hervorragender Ertragslage zugute (z.B. Siemens). 

Der Deutsche Bundestag tritt dafür ein, daß bundesdeutsche 
Entwicklungspolitik in Zukunft ausschließlich in Form von 
Zuschüssen gegeben wird. Dabei dürfen eigene Lieferinteres- 
sen in keiner Weise Geltung finden. 

7. Die globale Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen hat 
bei uns und in den Staaten Lateinamerikas, Asiens und Afrikas 
erschreckende Dimensionen angenommen. Hier ist in beson- 
derer Weise ein gemeinsames Vorgehen und der Austausch 
von Erfahrungen erforderlich. Das gemeinsame Überlebensin- 
teressö sollte Anlaß zur gegenseitigen Entwicklungshüfe sein, 
die bei den wirtschaftlichen Mechanismen (u.a. Verschuldung, 

Exportzwang, aggressive Außenwirtschaftsstrategien) anset- 
zen muß, die für die bedrohliche Entwicklung verantwortlich 
sind. 

8. Der bundesdeutsche Export profitiert in erheblichem Umfang 
von dem Geschäft mit dem Tod. Bundesdeutsche Rüstungsex- 
porte in alle Welt sind von dieser Bundesregierung gezielt 
angeheizt worden. Der Deutsche Bundestag will mit dieser 
Politik brechen. Er fordert als ersten Entmilitarisierungsschritt 
ein vollständiges Exportverbot für militärisch, paramilitärisch 
und polizeilich nutzbare Güter, Leistungen und Technologien. 
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